Basel, 51. August 1913. N®E 35 XVM. JAHRGANG 


® u Wh + 0 Er 
rl, ) ONE D 
PR n. Y D TRY Er 


% " ZIÜ xx 
% 111777 .. AER N. .. 
ZN ee ö [ a 


2 = u” & 
BR N HA li Kae MS ul 


| 
KAMMULER/BasEL ° ® 


SCHWEIZ RUNSUM-\ 


ORGAN DES VERBANDES SCHWEIZ: KONSUMVEREINE VS 
= & u % ha 


REDAKTION UND ADMINISTRATION : BASEL ‚THIERSTEINERALLEE 1% 
DRUCK UND VERLAG : VERBAND SCHWEIZ - KONSUMVEREINE (V:S-K) 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. | Wir empfehlen unseren Vereinsverwaltungen 


Angebot. 
Foater, schon längere Zeit im Konsumwesen tätig, sucht 
Stelle zur weitern Ausbildung bei bescheidenen Ansprüchen. 


Offerten unter Chiffre R. K. 209 an den Verband schweiz. 
ganz und gemahlen 


Konsumvereine in Basel. 
ganz und gemanien 
(jeschäftstüchtige Frau, 40 Jahre alt, mit 2 grossen Kindern, 
sucht Stelle als Depothalterin in grösserem Konsum- 
verein. Sprachenkundig, langjährige Verkäuferin in grossen 
Geschäften. Eintritt nach Belieben. Zeugnisse zu Diensten. 
Offerten unter Chiffre M. K. 212 an den Verband schweiz, 
Konsumvereine in Basel. 


Unsere Röstkaffee 


nehmen bei gleichen Preisen punkto Qualität 
den Kampf mit jedem Konkurrenzprodukte auf 


Jreer, tüchtiger Bäcker, auf Dampfbackofen und Knet- 
maschine bewandert, z. Z. als Aushilfe in grösserem Konsum- 
verein der Ostschweiz, sucht Stelle als Aushilfe. Offerten 


unter Chiffre J. W. 213 an den Verband schweiz. Konsum- . 
x asel. - 
yereine in Basel | Stellen- Anzeiger. 


Inserate für den Stellenanzeiger müssen 
Slider Jüngling wünscht auf diesen Herbst in einem Konsum- jeweilen ‚spätestens bis Mittwoch mittags 
verein in Stelle zu treten in Magazin und Laden, um sich 
im Genossenschaftswesen auszubilden. Offerten unter Chiffre 12 Uhr im Besitze der Redaktion sein. 
C.M. 214 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. r 
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Wir empfehlen unjer großes Lager in 


chuhwaren 


jedem Bedarfe entjprechend, jowie 
insbejfondere die Produkte unferer 


eigenen Schuh-tyabrik 
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gerecht. — Zur neuen Kriegssteuer. — Eidgenössische und nicht kantonale Rationierung. — Warum gegen die Wahrheit 
reden? — Aus unserer Bewegung: Aus dem Kreis IXb, Graubünden, Biasca, Bulle, Disentis, Escholzmatt, Neuhaus-Eschen- 


bach, Novaggio. — Mitteilungen der Redaktion. 


Die angestrebte Konzessionspflicht 
des Handels. 


In Nr. 33 des «Schweiz. Konsum-Verein» haben 
wir die eigentümlich unsichere und schwankende 
Haltung verschiedener ganz- oder halbamtlicher 
Kriegswirtschaftsstellen bezüglich der Zuteilung von 
Waren oder Erteilung von Vertriebsbewilligungen 
(Handelskonzession) an Verbraucherorganisationen 
kritisch erörtert und betont, dass eine prinzi- 
pielle Lösung in dieser Frage über kurz oder lang 
sich aufdrängen werde. Einmal sind schon bis jetzt 
eine ganze Reihe von Verbrauchsartikeln in mehr 
gelegentlichen Erlassen und in zufälliger Reihen- 
folge nur noch durch bestimmte konzessionierte 
Stellen erhältlich (z. B. Getreide, gewisse Futter- 
mittel, die kantonalen Monopolartikel, Milch, Butter, 
Fette, Oele, gewisse Obstsorten, Kartoffeln, Kohlen, 
Volksschuhe, Baumwollartikel, Gummisauger etc.) 
und mit dem progressiv sich steigernden Mangel 
in anderen Artikeln, ungebührliche Preistreiberei 
und deren Folge würde von selbst die Zahl der 
einer Handelskonzession unterworfenen Artikel sich 
vermehren. Dazu kommt nun aber, dass gewisse 
Tendenzen sich geltend machen, die Konzes- 
sionspflicht überhaupt auf alle verkäuflichen 
Artikel auszudehnen. Diese Tendenzen gehen von 
zwei Seiten aus, die sonst den Haber nicht auf der 
gleichen Bühne zu haben pilegen: einerseits von 
einer Gruppe der Neuen Helvetischen Gesellschaft 
und in deren Gefolge von bestimmten Mittelstands- 
organisationen, wie z.B. derjenigen der Textilwaren- 
detaillisten, anderseits von der Vertretung eines 
grossen Teiles der organisierten Arbeiterschaft. Bis 
vor kurzem schien allerdings die durch Tages- 
zeitungen vertretene «öffentliche» Meinung, hinter 
der allerdings oft auch nur Interessenten stehen, 
gegen diese Konzessionspflicht Stellung nehmen zu 
wollen. So finden wir bereits in Nr. 18 der Basler 
«National-Zeitung» vom 18. Januar 1918, welche 
Zeitung bekanntlich die ausserordentlichen Voll- 


machten des Bundesrates — unseres Erachtens zu 
Unrecht — bekämpft und am liebsten morgen schon 
den freien Handel in seine Rechte wieder einsetzen 
würde, folgende Ausführungen: 


«Die wirtschaftliche Kommission der Sektion Zürich der 
Neuen Helvetischen Gesellschaft hat an das eidgen. Volkswirt- 
schaftsdepartement eine detaillierte Eingabe gerichtet, in der 
Vorschläge über die Einführung der staatlichen Kontrolle und 
der Konzessionierung des schweizerischen Handels äAufgestellt 
werden. 

Weite Kreise des Handels- und Gewerbestandes sind durch 
diese Forderung ernstlich beunruhigt worden. Die Urheber der 
Eingabe hatten es leider unterlassen, die in erster Linie von 
einer solchen Massnahme berührten Verbände der Mittelstands- 
organisationen, vor allem auch der Lebens- und Genussmittel- 
branche, vor der Einreichung ihrer Vorschläge zu Rate zu 
ziehen. Die Verbände sehen sich dadurch veranlasst, zu einer 
Eingabe Stellung zu nehmen, die bereits bei den zuständigen 
Behörden liegt und höchstens in ihren Wirkungen abgeschwächt 
werden kann, 

Bei Erwägung der Frage, ob eine Kontrolle und Konzessio- 
nierung der privaten Handels- und Gewerbebetriebe durch den 
Bund notwendig und wünschenswert sei, sind die Motive zu 
berücksichtigen, von denen sich die wirtschaftliche Kommission 
der Zürcher Neuhelvetiker leiten liess. Ihre Eingabe enthält 
u. a, folgende Vorschläge: 

1. Allgemeine Konzessionierung für jede Art des Zwischen- 
handels mit Ausnahme des Detailverkaufs. 

2. Allgemeine gesetzliche Regelung auch derjenigen Handels- 
zweige, welche bisher nicht in Syndikaten eingegliedert waren. 

3. Scharfe Abgrenzung der erlaubten und unerlaubten Ge- 
schäfte, welche auch zum Teil schon bestehenden Syndikats- 
bestimmungen einen stärkern strafrechtlichen Rückhalt verleiht. 

4, Schaffung einer einheitlichen Kontrollstelle über die 
Durchführung der kriegswirtschaftlichen Bestimmungen auf dem 
Gebiete des Handels und damit auch die Vorbereitung der 
Grundlagen zu einer einheitlichen Rechtsprechung auf diesem 
Gebiete. 

5. Schaffung einheitlicher Leitsätze für die Syndikats- 
vorschriften, die daher leichter befolgt werden können. 

6. Die ausländischen Aufenthalter sollen vom Handel aus- 
geschlossen werden; bei Zulassung der Niedergelassenen soll 
eine schärfere Prüfung der Gesuche erfolgen. 

In einer sympathischen Begleitschrift setzen die Urheber 
der Eingabe auseinander, dass es im Interesse unserer Volks- 
wirtschaft und im besondern auch des legalen Handels liege, 
dass das Schiebertum energisch bekämpft und dem Schleich- 
und Kettenhandel in jeder Form auf den Leib gerückt werde. 
Diesem Postulat wird sich niemand widersetzen, auch der 
Handels- und Gewerbestand nicht. Er hat nur davon zu ge- 
winnen, wenn die Behörden dem Grundsatz mit Nachdruck Nach- 
achtung verschaffen, dass die Erzeugnisse unter Vermeidung 
der Spekulation möglichst direkt von der Produktion durch den 
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legalen Zwischenhandel und unter Ausschaltung der Schieber- 
betriebe dem Verbrauch zugeführt werden, 

Allein es ist eine andere Frage, ob der von der Neuen 
Helvetischen Gesellschaft angestrebte Zweck am besten durch 
Verwirklichung ihrer Vorschläge erreicht werden kann. Schon 
oft hat die «National-Zeitung» darauf hingewiesen, dass die 
Einschüchterung des Handels und Gewerbes den normalen Gang 
des Warenverkehrs nicht fördert und dass der Verbraucher 
davon keine Erleichterung zu erhoffen hat, Es ist von vorn- 
herein bedenklich, dem legalen Handel neue Einschränkungen 
aufzuerlegen, um das gewerbliche Parasitentum zu bekämpien. 
Wenn selbst von der Helvetischen Gesellschaft zugegeben wird 
(was übrigens lächerlich wäre zu bestreiten), dass der Zwischen- 
handel in der überwiegenden Mehrheit auf gesunder Grundlage 
beruht und der Schleich- und Kettenhandel die Ausnahme bildet, 
so ist es doch zu verwerien, um dieser Ausnahmen willen die 
Existenzbedingungen des ganzen gesunden Handelsstandes 
durch so weitgehende behördliche Massnahmen noch mehr zu 
verschlechtern. Näher liegt es doch und entspricht dem Grund- 
satz der wirtschaftlichen Gerechtigkeit, diese Ausnahme- 
erscheinungen zu unterdrücken und den internen Warenverkehr 
von diesen Parasiten zu befreien. 

Das kann auf einfachere Weise durch Erlass bestimmter 
Vorschriften über die Bekämpiung des Schleich- und Ketten- 
handels geschehen, wobei nur dafür zu sorgen ist, dass sie das 
Uebel an seiner Wurzel fassen. Wie wir kürzlich mitteilen 
konnten, sind solche Vorschriften in der Tat in Vorbereitung. 
Es wäre also kaum wünschenswert, diesen Arbeiten in den Arm 
zu fallen und die gewiss dringend notwendigen Erlasse von 
neuem auf die lange Bank zu schieben. 

Die Vorschläge der Wirtschaftlichen Kommission der Neuen 
Helvetischen Gesellschaft in Zürich gehen von der unrichtigen 
Voraussetzung aus, dass man in Bern besser in der Lage sei, 
eine über das ganze Gebiet der Schweiz erstreckte Geschäits- 
kontrolle auszuüben, als es die Verbandsorganisationen der 
Lebens- und Genussmittelbranche sind. Gewiss hat eine Verein- 
heitlichung der Bestimmungen über den internen Warenverkehr 
ihre Vorteile; sie ist dazu angetan, den Grundsatz der wirt- 
schaftlichen Gerechtigkeit, namentlich soweit die Zuteilung der 
Waren an den Detailhandel in Frage steht, strikte zur Anwen- 
dung zu bringen. Dass es damit noch mancherorts hapert, 
wissen am besten die Vertreter der verschiedenen Branchen 
dieses Handelszweiges. Allein man muss gerechte Zweifel 
hegen, ob die Ueberführung der Waren von der Produktion zum 
Detailhandel direkter vor sich gehen werde, wenn darüber vom 
grünen Tisch aus dekretiert wird und dieser Verkehr noch eine 
staatliche Zwischenkontrolle zu passieren hätte, als wenn die 
Kontrolle von den Syndikaten selbst ausgeübt wird. Da diese 
viel besser in der Lage sind, diese Kontrolle durchzuführen, und 
sie dank ihrer praktischen Erfahrung zweckmässiger anfassen, 
bildet die Einrichtung einer staatlichen Kontrollstelle keine Not- 
wendigkeit. Es würde sich eher empiehlen, diese Kontroll- 
tätigkeit der Verbände weiter auszugestalten. Dem Bund ver- 
bleibt die wichtige Aufgabe, die Ware beim Produzenten besser 
zu erfassen und durch eine richtige Preispolitik für eine Erleich- 
terung des Verkehrs zu sorgen. 

Wie die Kontrolltätigkeit der Syndikate weiter ausgebaut 
werden kann, bildet eine Frage für sich. Nach fachmännischer 
Ansicht kann dies dadurch geschehen, dass man die Syndikate 
halbamtlich erklärt und durch Verleihung dieses Charakters in 
den Stand setzt, gewisse Fälle ungesunder Geschäftspraxis 
direkt vor den Richter zu ziehen. Nicht die Verwaltungs- 
behörden, sondern dieser allein ist — wie in der Verfassung 
vorgesehen — die zuständige Instanz, diesen Auswüchsen auf 
den Kopf zu treten. Je mehr man zu den Aufgaben des prak- 
tischen Betriebes Fachleute heranzieht, um so grösser ist die 
Gewähr, dass der Gang des Verkehrs reibungslos vor sich geht. 
«Um Gotteswillen nur keine Bürokraten mehr!» ist der Stoss- 
seufzer so manches Handelsmannes, der trotz der schweren 
Zeiten an den ererbten gesunden Grundsätzn einwandfreier Ge- 
schäftspraxis festhält. 

Wenn nun die wirtschaftliche Kommission der Zürcher Hel- 
vetischen Gesellschaft meint, die angedeutete, durch Verwirk- 
lichung ihrer Vorschläge zu befürchtende Erschwerung und 
Hemmung des internen Warenverkehrs dadurch zu umgehen, 
dass sie den Detailhandel bis zum jährlichen Umsatz von 10,000 
Franken von der Konzessionierung ausnehmen will, so ist dem- 
gegenüber zu sagen, dass gerade diesem Kleinhandel die Mög- 
lichkeit, den Jahresumsatz über diese Ziffer hinaus zu erhöhen, 
nicht genommen werden soll. Auf dem Bestreben, den Ge- 
schäftsbetrieb zu erweitern und den Umsatz zu steigern, beruht 
die Stärke des schweiz. Handelsstandes, dessen Initiative nicht 
durch unzweckmässige Massnahmen gelähmt werden darf. Aus 
diesem Grunde ist auch die in der Eingabe vorgesehene Unter- 
scheidung in Gross-, Mittel- und Kleinhandel zu verwerfen. Auch 
dieser letztere strebt mit Recht einen Aufschwung seines Be- 
triebes an, ein Bestreben, das unserer Volkswirtschaft zum Ge- 
deihen verhilft, aber durch weitere Einschränkungen des Ver- 


fassungsgrundsatzes der Handels- und Gewerbeireiheit lahm- 
gelegt wird. 

Von diesen Erwägungen lässt sich ohne Zweifel die Mehr- 
heit des schweizerischen Handels und Gewerbes leiten. Es ist 
daher zu erwarten, dass die beabsichtigten Schritte ihrer Orga- 
nisationen zu einer zielbewussten Kundgebung und zur Wahrung 
ihrer berechtigten Interessen führen werden.» 


Die Erwartung, dass der «Handel» einstimmig 
eine ablehnende Haltung gegen das Projekt der 
«Neuen helvetischen Gesellschaft» einnehmen werde, 
hat sich nicht erfüllt, denn noch im Laufe dieses 
Jahres hat der Schweizerische Spezereihändler- 
verband und haben die neu organisierten Textil- 
warendetaillisten sich mit der Anregung in wohl- 
wollendem Sinne befasst, und es haben die letzteren 
sogar eine eigentliche Propaganda dafür inszeniert. 

Die letztere scheint nun einen gewissen Erfolg 
davongetragen zu haben dadurch, dass das Oltener 
Aktionskomitee unter die bekannten, am 27.28. Juni 
1918 vom schweizerischen Arbeiterkongress in 
Basel angenommenen 12 Postulate auch folgendes 
aufgenommen hat: «Konzessionierung des privaten 
Grosshandels und Kontrolle der Preisbildung unter 
Mitwirkung der Arbeiterschaft» — zu gleicher Zeit 
hat es übrigens auch eine Konzession für eine Ein- 
fuhr- und Verteilungsstelle der Arbeiterschaft zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Hausbrandkohle 
postuliert — und dass der Bundesrat in seiner be- 
kannten Antwort erklärt hat: «Wir sind bereit, eine 
Konzessionierung des privaten Handels, sei es im 
allgemeinen, sei es für bestimmte Branchen, vor- 
zusehen.» 

Auf Grund dieser Zusicherung wird man wohl 
damit zu rechnen haben, dass die Zahl der einer 
Handelskonzession unterworfenen Artikel voraus- 
sichtlich in Bälde sich stark vermehren wird — 
Gummisauger und Baumwollartikel sind ia erst in 
den letzten Tagen der Konzessionspflicht unter- 
worien worden — oder dass die Konzessionspflicht 
allgemein vorgeschrieben wird. Vielleicht ist 
mit weiteren Schritten nur zugewartet worden, um 
dem neuen «Lebensmitteldiktator» bei seinen Neue- 
rungen nicht vorzugreifen. 

Die Tagespresse hat sich zwar unseres Wissens 
seit der Aeusserung des Bundesrates noch nicht ein- 
gehend mit der Frage, ob diese Neuerung zu be- 
grüssen sei, befasst; einzig in der «Basellandschaft- 
lichen Zeitung» und in der «Züricher Post» finden 
wir zwei Aeusserungen, die einander diametral ent- 
gegenstehen: die «Basellandschaftliche Zeitung» be- 
kämpft dieses «neumodische Postulat» entschieden, 
zur Hauptsache von der Erwägung ausgehend, «dass 
damit nur neue, das Volk brandschatzendePrivilegien 
geschaffen würden, deren wir schon genug hätten». 

In der «Züricher Post» dagegen nimmt in den 
Nummern 378 und 379 vom 14. und 15. August ein 
Einsender energisch Partei für die Konzessions- 
pflicht des Handels; diese Ausführungen seien nach- 
stehend reproduziert: 

Dr.A.A. Die Notwendigkeit einer strengen behördlichen 
Regelung gewisser Handelszweige für die noch bevorstehende 
Dauer des Krieges und die Periode der Uebergangswirtschait 
tritt von Tag zu Tag deutlicher in Erscheinung. Und je länger 
unsere Behörden zaudern und sich dagegen sträuben, dasjenige 
vorzukehren, was die Stunde gebeut, desto grösser werden die 
Schäden sein, welche durch ein Weiterwuchern der heutigen 
Verhältnisse unserer Volkswirtschaft erwachsen. Ein solches 
Zaudern ist ja freilich nur zu begreiflich. Die Idee der Handels- 
freiheit, die Abneigung gegen jede Kontrolle und jede Bevogti- 
gung des Erwerbslebens durch den Staat, sind uns solchermassen 
in Fleisch und Blut übergegangen, dass wir uns auch heute mit 
solchen Eingriffen nur schwer und widerwillig abfinden können. 
An staatlichen Reglementierungsmassnahmen für Handel und 


Industrie hat es allerdings in diesen vier Kriegsjahren nicht ge- 
fehlt. Ihre Zahl ist vielmehr Legion. Was sie aber von dem 
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unterscheidet, was wir hier in Vorschlag bringen und näher 
erläutern möchten, ist folgendes: Die handelspolitischen Kriegs- 
massnahmen des Bundes waren bis heute in der Regel zu- 
sammenhangloses Stück- und Flickwerk und, was die Haupt- 
sache ist, sie machten meistens keinen Unterschied zwischen 
dem seriösen, alteingesessenen Handel und jenen oft mehr als 
zweifelhaften Neugründungen, die uns der Krieg gebracht hat. 
Der seriöse Kaufmann und Industrielle, die es beide unter ihrer 
Würde halten würden, eine Unlauterkeit zu begehen, werden 
in genau dem gleichen Masse eingeschränkt, wie der Kriegs- 
gewinnler und der Schieber, deren einziger Geschäftszweck in 
Each schonungslosen Ausnutzung der Kriegskonjunktur 
besteht. 

Dieser Kategorie von Leuten ist nicht anders beizukommen, 
als durch eine völlige Preisgabe des Grundsatzes der Handels- 
und Gewerbefreiheit. Wir müssen zurückdenken und uns für 
eine begrenzte Gruppe von Geschäftszweigen wieder diejenigen 
Anschauungen zu eigen machen, wie sie vor der Einführung der 
allgemeinen Handelsfreiheit gäng und gäbe waren. Denn von 
jener sittlichen Selbstbeherrschung, welche die absolute Vor- 
bedingung für eine erspriessliche und einwandfreie Ausübung 
dieses köstlichen Freiheitsrechtes ist, kann naturgemäss beim 
Schieber, beim Kriegsgewinnler pur sang, keine Rede sein. Bei 
ihnen artet die Handelsfreiheit vielmehr zur «fraude commer- 
ciale» aus, bei der — um einen Ausdruck von Adolf Wagner zu 
gebrauchen — nicht die siegen, welche die Tüchtigeren, sondern 
die, welche die Gewissenloseren sind. Nur ein Mittel kann uns 
von dieser geschäftlichen Gewissenlosigkeit erlösen; und dieses 
Mittel besteht in der Einführung der Konzessionspflicht unter 
gleichzeitiger Anwendung der Bedürfnisklausel für alle jene 
Erwerbszweige, die von dieser neuen Geschäftsmoral in empfind- 
licher Weise in Mitleidenschaft gezogen werden. 

Wir haben diese Anregung schon früher zur öffentlichen 
Diskussion gestellt (vgl. «Züricher Post» No. 296), und es sei 
uns hier gestattet, sie etwas näher auszuführen. Früher war 
das Konzessionssystem, das wir hier für die spezifischen Kriegs- 
und Schieberbranchen befürworten, eine ganz allgemeine Ein- 
richtung. Niemand durfte ein gewerbliches oder kommerzielles 
Unternehmen ins Leben rufen, ohne hiezu die behördliche Ge- 
nehmigung erlangt zu haben, eine Genehmigung, die nur erteilt 
wurde, wenn ein Bedürfnis für eine solche Neugründung vor- 
handen war. Frankreich war das erste Land, das mit diesem 
Konzessionssystem aufräumte: Die Trägerin des Freiheits- 
gedankens, die grosse französische Revolution, erblickte in der 
Handels- und Gewerbefreiheit eines der wichtigsten und un- 
entbehrlichsten Mittel für die Befreiung des einzelnen von der 
staatlichen Knechtschaft. Durch Gesetz vom 17. Juni 1791 wurde 
die Handels- und Gewerbefreiheit eingeführt, und schon nach 
20 Jahren folgte auch Preussen diesem französischen Beispiele. 
Dass auch unsere durch und durch freiheitlich orientierte 
Bundesverfassung vom Jahre 1848 bereits den Grundsatz des 
freien Handels von Kanton zu Kanton aufstellte, ist allgemein 
bekannt. Im Innern des Kantons konnte freilich das Konzessions- 
system für Handel und Gewerbe trotz dieser Verfassungs- 
bestimmune auch fürderhin beibehalten werden. bis dann die 
Pundesverfassung von 1874 dem Prinzip der allgemeinen 
Handels- und Gewerbefreiheit ohne eine solche Einschränkung 
für das ganze Gebiet der Eidgenossenschaft zum Durchbruch 
verhalf. Die vollständige Abschaffung des Konzessionssystems 
datiert somit bei uns erst seit dem Jahre 1874, und auch in 
andern Staaten hat dasselbe ein sehr langes Dasein gefristet. 
So hatte beispielsweise das benachbarte Bayern bis zum Jahre 
1868 einen sehr strenzen Konzessionszwang. indem die Erlauhnis 
für eine Neugründung nur dann erteilt wurde, wenn der Be- 
werber einen Befähigunesnachweis erhrinren konnte und wenn 
an dem betreffenden Orte ein Bedürfnis für ein solches neues 
Geschäft vorhanden war. Besonders lang hat sich das staat- 
liche Konzessionssystem bei den Aktiengesellschaften und andern 
Kapitaleenossenschaften erhalten. Im österreichischen Aktien- 
recht ist es heute noch nicht verschwunden, und in Deutschland 
ist man vor kurzem weniestens für die Dauer der ausserordent- 
lichen Verhäl’nisse neuerdings dazu übergegangen. 

Aber auch bei uns galt vor dem Kriere der Grundsatz der 
Handels- und Gewerbefreiheit durchaus nicht etwa ausnahmslos 
und ohne jede einschränkende Bestimmungen. Für das Wirt- 
schaftsgewerbe war er überhaupt ganz ausreschaltet, ohne dass 
man davon jemals andere als wohltätige Foleen zu spüren be- 
kommen hätte, Sodann ist es den. Kantonen seit 1874 gestattet, 
für wissenschaftliche Berufsarten einen Befähigungsausweis zu 
verlangen, was schliesslich auch nichts anderes als eine, wenn 
auch sehr gemilderte Form der staatlichen Konzession ist. Für 
die Medizinalpersonen ist es sogar der Bund selbst, der diese 
Art der Konzessionierung ausübt. Des weiteren haben wir die 
Konzessionspflicht für sämtliche Eisenbahnen, sogar mit Ein- 
bezug der Strassenbahnen; wir kennen das Konzessionssystem 
ferner in unserem Versicherungsrecht, beim Auswanderungs- 
wesen, im Wasserrecht. Die kriegswirtschaftlichen Massnahmen 
des Bundes haben schliesslich dasselbe wieder auf einer ganzen 
Reihe von Gebieten —.man denke vor allem an den Handel mit 


Lebensmitteln und Rohstoffen — zur Einführung gebracht, die 
vor dem Kriege vollständig frei waren. 

Wie man aus all dem ersehen kann, ist das, was wir hier 
für die typischen Schieberbranchen — Finanzgeschäfte, Export 
und Import, Vermittlung, Textilwarenhandel, Handel mit Lebens- 
mitteln und Gebrauchsgegenständen aller Art — verlangen, durch- 
aus nicht so ungeheuer neu und eigenartig, wie man beim ersten 
Blicke meinen könnte, Vielmehr haben wir wie jedes andereLand 
im Prinzip von jeher an dem Gedanken festgehalten, dass die 
Handelsfreiheit überall da durch das alte Konzessionssystem zu 
ersetzen sei, wo die körperliche, geistige und wirtschaftliche 
Existenz des Volkes zu Schaden kommen muss, wenn man dem 
freien Spiel der Kräfte seinen ungehinderten Lauf lässt. Und 
dass das beim Schiebertum und der Kriegsspekulation in hohem 
Masse zutrifft, wird niemand in Abrede stellen wollen. Wir 
bemerken dabei ausdrücklich, dass wir nichts gemein haben mit 
jenen Bestrebungen, die aus eigennütziger Absicht heraus den 
Konzessionszwang auf sämtliche Handelsunternehmungen an- 
gewendet wissen möchten; wir sind vielmehr der Ansicht, dass 
sich diese aussergewöhnliche Massnahme auf die Bekämpfung 
der Kriegsauswüchse zu beschränken hätte-und dass sie bei 
der Rückkehr normaler Verhältnisse sofort wieder verschwinden 
müsste. Geschäfte, die schon vor dem Kriege bestanden, wären 
dabei ohne weiteres und bedingungslos zu konzessionieren, 
bereits bestehende Kriegsgründungen dagegen nur bedingt, d. h. 
unter Androhung des Konzessionsrückzuges im Falle unlauteren 
Geschäftsgebarens. Für Neugründungen aber wäre die Be- 
dürfnisklausel, eventuell sogar in Verbindung mit einem Be- 
fähigungsnachweis einzuführen. Unter dem Drucke des Krieges 
ist ja diese Bedürfnisklausel bereits für einen der wichtigsten 
schweizerischen Erwerbszweige, für das Hotelgewerbe temporär 
zur Durchführung gelangt, und es fehlt nicht an Stimmen, die 
diese temporäre Einrichtung gern in eine dauernde verwandelt 
sehen möchten. Warum sollte man sie nicht auch den Herren 
Schiebern gegenüber in Funktion treten lassen? Man hat da- 
geren eingewendet, dass eine derartige Massnahme im Grunde 
wirkungslos bleiben müsste, weil sie leicht umgangen werden 
könnte. Wer aber so argumentiert, könnte mit der nämlichen 
Berechtigung die Abschaffung aller gesetzlicher Bestimmung, 
mit Einschluss des Strafgesetzbuches, postulieren. Mit ge- 
pfefferten Strafbestimmungen liessen sich diese Umgehungs- 
versuche leicht auf ein Minimum beschränken. Wenn man 
ausserdem noch sämtliche Rechtsgeschäfte, die den Charakter 
der Gesetzesumgehung an sich trügen, als nichtig erklären 
würde, so würde man sicher mit einem derartigen Vorgehen 
dem Schieber-, Wucher- und unlauteren Kriegsgewinnlertum 
energisch zu Leibe rücken können. Vor allem aber tut eines 
not: Rasches und energisches Handeln! Sonst wird unser 
Land in nicht allzu langer Zeit nur mehr eine wirtschaftliche 
Ruine sein, 


Aus diesen Presstimmen und den sonstigen bis- 
her angeführten Tatsachen ergibt sich, dass voraus- 
sichtlich nicht alle diejenigen Kreise, die sich bisher 
für die Konzessionspflicht des Handels ausgesprochen 
haben, vom gleichen Motiv getrieben werden und 
das gleiche erreichen wollen: die Gruppe der Neuen 
helvetischen Gesellschaft und wohl auch der Mit- 
arbeiter der «Züricher Post», Dr. A. A., wollen diese 
Massnahme vornehmlich, um die Tätigkeit der 
Schieber und Wucherer unmöglich zu machen und 
die beklagten Auswiüchse des «freien» Handels zu 
beseitigen; das gleiche Ziel in etwas weiter ge- 
stecktem Rahmen verfolgt das Oltener Aktions- 
komitee, was schon aus dem zweiten, mit dem ersten 
Begehren verbundenen Teil des Postulates hervor- 
geht: «Kontrolle der Preisbildung». Die Textilwaren- 
detaillisten aber wollen durch die Einführung der 
Konzessionspflicht vorwiegend, wenn nicht aus- 
schliesslich, ihren Handelsprofit wahren; sie 
befürchten, dass die Fortdauer des bisherigen 
Systems der (allerdings infolge der Kriegsmass- 
nahmen der Behörden nur relativen) Handelsfreiheit 
eine Schwächung ihres Handelsprofites zur Folge 
haben werde, und nehmen wohl als selbstverständ- 
lich an, dass nachher ieder von ihnen — ob gerecht 
oder ungerecht — eine Konzession erhalten werde, 
und dass. Neubürgern, unbequemen Konkurrenten, 
und wären sie noch so fachkundig und reell, jede 
Konzession verweigert werde. 

Beide Gruppen von Postulanten stellen sich 
heute mit ihren in Friedenszeiten vertretenen Ten- 
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denzen in Gegensatz: die organisierte Arbeiterschaft 
hat sonst jedes Konzessionssystem bekämpft, weil 
jede Konzession einen gewissen monopolartigen An- 
spruch auf Ausbeutung der Konsumkraft der Neben- 
menschen in sich trägt und ihrem Inhaber oder 
Empfänger eine nicht gerechtfertigte Bereicherung 
verschafft (man vergleiche den Handelswert von 
Apotheken, Wirtschaften, Alkoholverkaufsstellen und 
anderer konzessionierter Betriebe); die «Mittel- 
standsleute» dagegen, bei denen ja allerdings Kon- 
sequenz in ihren Verlangen eine seltene Tugend ist 
und die nie ein Prinzip einig und uneingeschränkt 
vertreten können, die bei ihren Postulaten gewöhn- 
lich nur die Vorteile einer Lösung beanspruchen, die 
Nachteile aber gerne abwälzen möchten, sind da- 
gegen imstande, zu gleicher Zeit für den freien 
Handel und für das Konzessionssystem einzutreten. 
Während heute ein Teil des Detailhandels Propa- 
ganda für die Konzessionierung des Handels treibt, 
gibt die Zentralorganisation des «Mittelstandes», der 
«Schweiz. Gewerbeverband», im Jahresbericht pro 
1917 folgende Ausführungen: «Wenn auch die 
Notwendigkeit des staatlichen Einschreitens zu- 
gegeben wird, so darf anderseits verlangt werden, 
dass der freie Handel nicht gänzlich 
ausgeschaltet,sondernnurdortdurch 
amtliche Organe ersetzt werde, wo 
ein anderer Weg absolut nicht gang- 
barist» 

Wir wollen mit den beiden Richtungen, die hier 
etwas ihren sonstigen Prinzipien direkt Zuwider- 
laufendes verlangen, nicht rechten, denn sie sind 
nicht die einzigen, die infolge der Kriegsverhältnisse 
in dieser oder jener Richtung umlernen mussten, und 
starres Festhalten an gewissen Prinzipien ist in ge- 
wissen Verhältnissen oft nachteiliger als kluges Sich- 
anpassen und Nachgeben. Dagegen scheint uns doch 
der Umstand, dass zwei Gruppen, von denen jede 
direktentgegengesetzte Ziele erreichen will, 
auf dem gleichen Wege sich treffen und auf 
dem gleichen Wege vereint miteinander marschieren, 
jede in der Meinung, auf diesem Wege ins gelobte 
Land zu kommen, eine nähere Prüfung dieser Ziele 
und der Möglichkeit, sie auf dem gemeinsamen 
. Marsche zu erreichen, zu rechtfertigen und dabei 
auch die Frage zu prüfen, ob dabei nicht auch die 
uns anvertrauten Interessen der organisierten Kon- 
sumenten unter die Räder kommen, welche Prüfung 
in einem folgenden Artikel geschehen soll. Sch. 


Zum Ernährungsamt. 


X Die Schweiz bekommt nun, wenn man den 
politischen Blättern eine vulgäre Bezeichnung nach- 
sprechen darf, einen Ernährungsdiktator. 
Es ist zwar nur schwer begreiflich, dass dieses Wort, 
das in den grössten Kriegsländern schon lange seine 
Verwirklichung gefunden hat, so leichthin ausge- 
sprochen werden kann, wie es nun geschieht. Denn 
diese Diktatoren sind in den betreffenden Staaten 
aus Notwehr gegen den Hunger eingesetzt worden, 
aber niemand wird behaupten wollen, dass sie hin- 
reissende Sympathien zu erwerben vermochten. 
Wenn wir in der Schweiz erst einige Jahre später 
den Ernährungsdiktator erhalten als z.B. Deutsch- 
land, so heisst das, dass unsere Verhältnisse im Er- 


nährungswesen nun auch zu den Schwierigkeiten 
gelangt sind, die eine derartige Einrichtung not- 
wendig machen. Die Einsetzung eines Funktionärs, 
der es den Lebensmitteldiktatoren der fremden 
Länder gleichtun, das heisst die Volksversorgung 
unter seine Gewalt nehmen und sie besser gestalten 
soll, erfolgt also aus sehr bitteren Gründen. Deshalb 
haben wir alle Ursache, der Neuerung grosse Wich- 
tigkeit beizumessen, dagegen müssen wir uns vor 
allen Illusionen hüten, wenn wir nicht schwere Ent- 
täuschungen ernten wollen. 

Uns ist es, um mit der Bezeichnung anzufangen, 
die man nun schlechthin anwendet, nicht möglich, an 
einen schweizerischen Ernährungsdiktator zu 
glauben. Wir wollen im Gegenteil rundweg sagen, 
dass in der Schweiz ein Mensch mit diktatorischen 
Vollmachten gar nicht denkbar ist. Der Bundesrat 
hat es genug verspüren müssen, wie argwöhnisch 
das Volk gegenüber der Anwendung der ihm ver- 
liehenen Vollmachten sein will. Eine einzelne Person 
wird wahrscheinlich noch grösseren Schwierigkeiten 
begegnen, auch wenn sie einen bescheidenen Amts- 
titel trägt. 

Der kommende Mann soll das Versorgungswesen 
der Schweiz in ein System bringen, das Zweck- 
mässigkeit und Einheitlichkeit bedeuten wird, vor- 
ausgesetzt, dass es ihm gelingt, die Erwartungen und 
Hoffnungen, die schon so stark ins Kraut geschossen 
sind, auch nur teilweise zu erfüllen. Wenn es irgend- 
wo keine Hexerei geben kann, so auf dem Gebiete, 
das nun Herr Oberstleutnant de Goumoens als 
Leiter des Ernährungsamtes verwalten soll. Tüch- 
tige Kräfte waren unter denen, die sich bisher mit 
den Aufgaben abmühten, die vom 1. September ab 
unter die Oberleitung eines einzelnen Mannes 
kommen werden. Dass es sich um schwere Auf- 
gaben handelt, ergibt schon die kurze Umschreibung 
der Obliegenheiten, die Herr de Goumoens dem 
Volkswirtschaftsdepartement und dem Militärdepar- 
tement abnehmen soll, nämlich: die drei Brotämter 
(Auslandgetreide, Inlandgetreide, Kontrolle und Ra- 
tionierung), die Fettzentrale, das Milchamt, die 
Warenabteilung, die Anstalt für Schlachtviehversor- 
gung, die Zentralstelle für Kartoffelversorgung, die 
Zentralstelle für Obstversorgung, für Einfuhr von 
Dünger und Futter, für landwirtschaftliche Geräte 
und für Produktionsvermehrung, das Fürsorgeamt. 

Fürwahr, fast zu viel der Aufgaben selbst für 
einen Mann, von dem man sagen könnte, dass er ein 
Herkules von einem Organisator wäre. Er soll einen 
Apparat schaffen, der fast viermillionenfach wirken 
müsste, um jedem Bewohner der Schweiz das ihm 
Zukommende auf den Tisch zu legen bis zu jener 
Vollständigkeit, die in einem Gedichte Konrad Ferdi- 
nand Meyers zum Ausdruck kommt: «Kein Platz 
war leer und keiner musste darben.» 

Um diesen vollkommenen Zustand zu erreichen, 
fehlt zu vieles. Aber auch für ein leidliches Funk- 
tionieren des Ernährungswesens bedarf es der er- 
forderlichen Produkte. Und dass es damit nicht 
zum besten bestellt ist, kann jedermann wissen, der 
schon ernsthaft über die Sache nachgedacht hat. Die 
Schweiz ist nicht Selbstversorgerin, denn sie bedarf 
trotz einer erheblich vermehrten Lebensmittel- 
produktion der beträchtlichen Einfuhr aus nahen und 
noch mehr aus fernen Ländern. Zwischen uns und 
unsern Lieferanten liegen nicht :nur lange Schienen- 
wege, die in erster Linie für den Kriegsbedarf 'be- 
fahren werden, sondern auch die Meere, auf denen 
gegen jedes Schiff Vernichtung geplant.ist. So.er- 
halten wir höchstens in knapper- Zuteilung‘ das Ge- 
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treide oder Mehl, den Reis, das Fett, den Zucker, die 
Kolonialwaren usw. (Gegen diese Hemmungen 
kommt der gesamte schweizerische Einfluss nicht 
auf, geschweige denn das Wollen und Können eines 
einzelnen Mannes. Und die Schwierigkeiten für eine 
ausgiebigere Produktion im eigenen Lande werden 
mit der fortschreitenden Kriegsdauer auch noch 
grösser. 

Wir bringen also der Einsetzung eines Ernäh- 
rungsdirektors — der Diktator sei begraben! — ein 
ordentliches Mass von Skepsis entgegen. Trotzdem 
begrüssen wir die Neuerung, weil sie die Vereinheit- 
lichung des Ernährungswesens bringen soll, womit 
doch gewisse Vorteile erzielt werden können. Es ist 
unser tiefer Wunsch, dass es Herrn de Goumoens ge- 
lingen werde, das zu erreichen, was sich unter den 
obwaltenden schwierigen Umständen erreichen lässt. 
Dazu ist aber nicht nur seine Tätigkeit, sondern 
die Mithilfe des ganzen Volkes erforderlich. Im 
Direktor des Ernährungsamtes den einzigen Verant- 
wortlichen sehen wollen, hiesse die Pflichten ab- 
wälzen, die jedem Menschen und der Gesamtheit 
zukommen. Der grosse Verantwortliche ist das 
Schweizervolk, auf dessen solidarisches Verhalten 
es ankommt, ob im Ernährungswesen ein Zustand 
a wird, der das weitere Durchhalten ermög- 
icht. 


Dem Wesen der Konsumgenossen- 
schaften gerecht 


wird die französische Kriegsgewinnsteuerverwal- 
tung. Darüber berichten die Pariser Blätter das 


folgende: 
Die Konsumvereine können nur mit demjenigen 
Teil ihrer Ueberschüsse zur ausserordentlichen 


Kriegssteuer herangezogen werden, die aus Ver- 
käufen an Nichtmitglieder resultieren. 

Die Kommission erster Instanz hatte diese These 
abgelehnt. Die Kommission zweiter Instanz hat sie 
durch folgenden Beschluss sanktioniert: 

«In Erwägung, dass, wenn die Konsumvereine 
der durch Gesetz vom 1. Juli 1916 beschlossenen 
ausserordentlichen Kriegssteuer unterworfen werden 
können, dies doch nur nach Massgabe der erzielten 
ausserordentlichen Gewinne zulässig ist; 

in Erwägung ferner, dass der einzige Gewinn, 
welcher der Extrasteuer zu unterliegen hätte, nur 
der aus Verkäufen an Nichtmitglieder entstandene 
Ueberschuss sein könnte, und dass die Untersuchung 
erwiesen hat, dass der Rekurs einlegende Verein nur 
an seine Mitglieder verkauft; dass infolge dessen die 
an die letzteren verteilten Summen nur die Rück- 
erstattung des zuviel Bezahlten darstellen und nicht 
als Gewinn zu erachten sind; in Betracht gezogen 
ferner, dass die Statuten diejenigen Mitglieder der 
Rückvergütung für verlustig erklären, die nicht für 
wenigstens Fr. 80.— im Vierteljahr Waren bezogen 
und nicht wenigstens dreimal im Vierteljahr der Ge- 
nossenschaft ihre Schulden bezahlen — Vorschriften, 
welche nur als Vorsichtsmassregeln gegenüber ge- 
wissen Mitgliedern aufzufassen. sind und den Cha- 
rakter der Genossenschaft nicht beeinträchtigen, 

wird der Beschluss der Kommission erster In- 
stanz, die in Frage kommende Konsumgenossenschaft 
zur ausserordentlichen Kriegssteuer heranzuziehen, 
als zu Unrecht ergangen erklärt.» 
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Zur neuen Kriegssfeuer 


erhalten wir von zwei eifrigen Genossenschaftern 
aus dem Kanton Bern und aus Graubünden Ein- 
sendungen, die wir in der Reiheniolge ihres Ein- 
ganges nachstehend abdrucken, indem wir uns vor- 
behalten, unseren eigenen Standpunkt später noch- 
mals zu -begründen. 


I. 


Gleich eingangs vertritt der Verfasser die An- 
sicht, dass gegen den neuen Entwurf vom Stand- 
punkte der Genossenschaften aus nicht solche ma- 
teriell schwerwiegende Aussetzungen zu machen 
seien, wie beim ersten Entwurf, mit dem man sich 
seinerzeit abgefunden habe. 

Gewiss hat man sich seinerzeit mit dieser Kom- 
promisslösung abgefunden, weil man schliesslich 
musste. Aber gerade aus den Kreisen der Konsum- 
genossenschaften wurden schon damals die nieder- 
gelegten Ansätze als höchst ungerecht empfunden 
und sind daher auch in den Kreiskonferenzen scharf 
bekämpft worden. 

Wenn der Artikelschreiber annimmt, dass sich 
die Genossenschafter mit der ersten Vorlage abge- 
funden und daher auch dem neuen Entwurf gegen- 
über die gleiche Haltung einnehmen dürften, d. h. 
demselben stillschweigend zustimmen würden, so 
dürfte er doch nicht ganz gut berichtet sein. Es wäre 
unseres Erachtens im Gegenteil höchst notwendig, 
dass gegen die vorgeschlagene Lösung opponiert 
und erträglichere Ansätze und gerechtere Grund- 
sätze angestrebt würden. 

Wenn auch die neue Kriegssteuer nur eine vor- 
übergehende sein soll und jeweils in dreijährigen Pe- 
rioden erhoben wird, so dehnt sich diese Zeit — So- 
weit sich die Verhältnisse jetzt schon überblicken 
lassen — ordentlich weit hinaus. Nun weiss aber 
zurzeit kein Mensch, wie lange der Krieg noch 
dauert und welche Kostensummen daraus ent- 
stehen, so dass wir uns im Interesse unserer Kon- 
sumgenossenschaften gegen solche langandauernde 
Schröpfungen zur Wehre setzen müssen. 

Die Verhältnisse liegen jetzt doch schon we- 
sentlich anders als zur Zeit der Festlegung der ersten 
Kriegssteuer. Damals hatten wir das Rationierungs- 
system auf den hauptsächlichsten Konsumations- 
artikeln noch nicht, und die Konsumvereine konnten 
noch ziemlich frei wirtschaften. Seither haben sich 
die Zeiten höchst ungünstig gewandelt. Auf der 
einen Seite bringt das Rationierungssystem und die 
damit verbundenen Vorschriften eine Masse Ar- 
beit, Aerger und Unkosten, wobei gleichzeitig die 
Verschleisspanne zwischen An- und Verkaufspreis 
immer geringer wird, und die Umsatzziffern infolge 
mangelnder Ware zurückgehen. Auf der andern 
Seite ständiges starkes Anwachsen der Spesen aller 
Art, verursacht durch die allgemeine Teuerung. Wie 
soll da am Ende noch eine halbwegs anständige Bi- 
lanz zusammengestellt werden können? 

Bereits hat auch die Arbeiterpresse gegen die 
Veranlagung der neuen Kriegssteuer mobil gemacht, 
wobei sie mit Recht auf die gewaltige Veränderung 
und Verschlechterung der Verhältnisse seit der 
ersten Kriegssteuer hinwies. Wenn wir die der- 
zeitige wirtschaftliche Lage der Bevölkerungskreise, 
aus denen sich zumeist die Konsumvereinsmitglieder 
rekrutieren, ins Auge fassen, so muss man sich schon 
fragen, wie man eigentlich dazu kommt, die Kon- 
sumvereine überhaupt zur Kriegssteuer heranzu- 
ziehen, 
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Solange die Staatsbehörden nicht daran gehen, 
die Kriegsgewinnler, Schieber und Spekulanten ge- 
hörig zu fassen, so lange sollten gemeinnützige Kor- 
porationen, wie die Konsumgenossenschaiten sind, 
von solchen Steuern verschont bleiben. 

Die konsumgenossenschaftliche Presse hat seit 
vielen Jahren die Besteuerung der Rückvergütungen 
als krasses Unrecht und als Doppelbesteuerung 
schlimmster Art bekämpft. In gleicher Weise 
setzen sich die Konsumvereine und deren Ver- 
fechter im Lande herum zur Wehre, wenn es gilt, 
neue Steuergesetze zu schaffen. Es sollten deshalb 
unseres Erachtens auch diejenigen Vertreter in den 
eidgenössischen Räten, welche den Konsumgenos- 
senschaften gewogen sind, alles anwenden, um die 
Besteuerung der Rückvergütungen zu verunmög- 
lichen. Eine grosse Zahl unserer Konsumgenossen- 
schaften sind sowieso gegenwärtig in keiner rosigen 
Lage, und da sollte deren Existenz nicht noch durch 
steuerliche Einwirkungen von oben verschlechtert 
werden. 

Die erste Kriegssteuer wurde in den Kreis- 
konferenzen lebhaft und eifrig besprochen. Wäre es 
nicht am Platze, den jetzigen Entwurf auch ein- 
gehender zu behandeln und die Vertreter in den eidg. 
Räten mit entsprechenden Beschlüssen zu stützen? 


Tsch. 


ll. 


Endlich genug! (W.-Korr.) Bei der kommenden 
Kriegssteuer sollen die Konsumgenossenschaften 
wieder eine besondere Berücksichtigung finden. Zu 
den hohen Staats- und Gemeindesteuern, die an man- 
chen Orten der Schweiz und so auch in unserm Kan- 
ton Graubünden schon mehr als Konfiskation bezeich- 
net werden dürfen, ist die Stempelsteuer gekommen, 
die für die Genossenschaften eine ganz respektable 
Belastung darstellt,und nun soll auch dieKriegssteuer 
während mehr als einem Jahrzehnt die Konsum- 
vereine schröpfen. Da sind wir num der Ansicht, 
dass die Konsumgenossenschaften diese neue Zu- 
mutung nicht ohne weiteres hinnehmen dürfen und 
sich damit für lange Jahre binden, sondern dieser 
neuen Steueranlage müssen die Konsumgenossen- 
schaften sich entgegenstellen und zum mindesten 
verlangen, dass 1. die Ansätze revidiert und ganz 
wesentlich reduziert werden; 2. die Besteuerung der 
Rückvergütung erst bei 5 oder 6% einsetze und 3. die 
ominöse Bezeichnung « Erwerbsgenossenschaften » 
für unsere Organisationen wenigstens verschwinde. 

Wir wissen wohl, dass der Staat Geld braucht, 
aber damit ist nicht gesagt, dass die Konsum- 
genossenschaften bei der Besteuerung immer eine 
Sonderbehandlung erfahren müssen. Letzten Endes 
bringt der kleineMann das Genossenschaftsvermögen 
und die Rückvergütung und Reservestellungen auf, 
und dass man ihn heute noch mehr belasten will, ist 
absolut ungerecht, und ungerecht besonders, wenn 
die Kleinen, die schwer unter den heutigen Verhält- 
nissen leiden, überall mitzahlen müssen, während die 
Grossen und die Produzenten mit ihren bedeutenden 
Einnahmen verhältnismässig glimpflich wegkommen. 
Was speziell unsere Bündner Konsumvereine an- 
betrifft, so haben wir allen Grund, uns gegen neue 
Steuerlasten energisch zu wehren. Der Staat Bünden 
sucht mit allen Mitteln die Konsumvereine klein zu 
halten und sie bei der Rationierung zugunsten des 
Privathandels zu schmälern. Sollen wir da noch der 
im «Banne des Privathandels» stehenden Regierung 
aus Dankbarkeit vielleicht das Geld des kleinen 
Mannes hinwerfen? Nicht besser steht es auch in 
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der Rationierung des Bundes; wir haben auch dort 
von gerechten Zuteilungen nach dem Verbrauch 
nicht viel gemerkt, und Tatsache ist, dass die Ge- 
nossenschaften durch die schlechten Zuteilungen 
heute schwer benachteiligt werden und für ihr 
Vorwärtskommen einen harten Kampf ausfechten. 
Durch die Art und Weise, wie die Genossenschaften 
besteuert werden, und wie man sie jetzt wieder mit 
der Kriegssteuer belasten will, werden unsere Orga- 
nisationen zu rein kapitalistischen Gebilden herab- 
gedrückt. Die Gemeinwirtschaft als Ziel sollten wir 
eine andere Steuerpolitik befolgen, wenn wir über- 
haupt unsere bisherige eher zurückhaltende Stellung 
in Steuerfragen mit « Steuerpolitik » bezeichnen 
wollen. Die Steuergesetze sind ja immer Kom- 
promisse, die das Resultat von Verhandlungen der 
interessierten Kategorien bilden. Es ist auch Tat- 
sache, dass Konsumgenossenschaften, die die Steuer- 
zahlung gewissermassen als vaterländische Pflicht 
betrachten und am Steuerzettel nie etwas aus- 
zusetzen haben, ganz horrende Abgaben entrichten, 
andere dagegen, die sich mit dem Steuerkommissär 
um Rappen streiten, ganz gnädig davonkommen. 
Warum sollen wir zusehen, wie auf diese Weise be- 
deutende Summen soziales Kapital uns verloren 
gehen und—der Privatwirtschaft zugeführt werden? 

Die Erdrosselungssteuern treiben die Genossen- 
schaften nolens volens dazu, übergrosse stille Re- 
serven zu schaffen und zwingen sie, verschleierte 
Bilanzen aufzustellen, damit nicht ieder Franken 
Ueberschuss der Konfiskation durch den Fiskus an- 
heimfällt. Die Bündner Konsumvereine legen sich 
die Frage vor, wie sie die Rückvergütung ver- 
schwinden lassen können, und auch das Anteilschein- 
kapital findet man heute als schwer belastet. Es ist 
aber entschieden eine Schwäche der Genossen- 
schaften, wenn solche Wege beschritten werden 


müssen; durch eine zielbewusste Steuerpolitik 
könnte am heutigen System manches gebessert 
werden. Wir erinnern nur an das neue bernische 


Steuergesetz. Die Regierungen werden von allen 
Seiten gedrückt, derjenige, der in guten Treuen nicht 
mitmacht, ist nachher der Geschlagene. 

Es wäre vielleicht nur von Gutem, wenn die 
Herbstkreiskonferenzen doch abgehalten würden und 
an denselben gerade die eidgenössische Kriegssteuer 
zur Behandlung käme. 


Eidgenössische 
und nicht kantonale Rationierung. 


Unsere Leser erinnern sich, dass wir immer 
mit Entschiedenheit gegen die Aufteilung der 
Schweiz in 25 getrennte kantonale Wirtschafts- 
gebiete Stellung genommen haben, speziell gegen 
die Zuteilung der Monopolartikel Zucker, Reis, Teig- 
waren, Hafer- und Gerstenartikel, Mais, an die Kan- 
tone. Nach bald zweijährigen Erfahrungen kommt 
nun auch der schweizerische Spezereihändlerver- 
band zu der gleichen Stellungnahme. Nach einem 
Vortrag von Zentralsekretär Kurer beschloss die 
Delegiertenversammlung des oben genannten Ver- 
bandes am 12. August in Luzern, den Ausschuss zu 
beauftragen, alle Bestrebungen für die 
Einführung der einheitlichen eidge- 
nössischenRationierunganStelleder 
Verzettelung in den Kantonen zu un- 
terstützen, Aus den bisherigen Erfah- 
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rungen lasse sich unschwer heraus- 
finden, dass die einheitliche Ratio- 
nierung weitaus vorteilhafter sei,als 
die Verschiedenheitvon25Kantonen! 

Wenn die Vertreter sowohl des genossen- 
schaftlichen wie des Profithandels in dieser Frage 
als Fachleute einheitlicher Meinung sind, 
sollten sich auch die zuständigen Bundesbehörden 
überzeugen lassen, dass das bisherige System nicht 
rationell ist und dass, abgesehen davon, dass man, 
anstatt die Verantwortung für allfällige Klagen 
selbst zu tragen, solche auf kantonale Organe ab- 
wälzen kann, gar kein triftiger Grund vorhanden ist, 
dass man viel schwierigere Artikel, wie Brot, Fett, 
Butter, Käse etc., einheitlich rationieren kann, 
Zucker, Reis etc. dagegen nicht! 

Vielleicht wird der neue Ernährungsdirektor, 
dem nun alle diese Monopole unterstellt werden, 
sich auch die Frage nach dem inneren (Grund 
dieser verschiedenen Regelung vorlegen und viel- 
leicht wird er, der an die früher begangenen 
Fehler nicht gebunden ist, eine radikale Systems- 
änderung einführen! 

Das wäre eine gute Einführung in sein Amt! 


Warum gegen die Wahrheit reden? 


Die «Solidarität», das Organ des Verbandes 
der Handels-, Transport- und Lebensmittelarbeiter, 
sagt in seiner neuesten Nummer, dass durch die An- 
träge Biel und Zürich an der Delegiertenversamm- 
lung in Genf «die strenge Vertragsabstinenz des 
Herrn Jäggi gebrochen» worden sei. Um den 
wunderbar schönen Satz zu erläutern, wird dann 
noch von «Jäggis Gegnerschaft gegen die Gewerk- 
schaften» gesprochen. 

Wir wissen ja, dass gewisse Gewerkschafts- 
funktionäre gerne den Anschein erwecken, als er- 
wachse ihnen der grösste Widerstand bei den Funk- 
tionären des Genossenschaftswesens. Es ist deshalb 
überflüssig, jede Stichelei, die von dorther kommt, 
tragisch zu nehmen. Wenn nun aber behauptet wird, 
dass der Präsident der Verwaltungskommission des 
V.S.K. eine Gegnerschaft zu den Gewerkschaften 
zeige und eine Vertragsabstinenz (gemeint sind die 
Tarifverträge) ausübe, so schlägt das der Wahrheit 
so sehr ins Gesicht, dass eine Zurückweisung am 
Platze ist. 

Als im Jahre 1911 die Frage eines Ueberein- 
kommens zwischen dem V.S.K. und dem Gewerk- 
schaftsbund auf der Tagesordnung der Delegierten- 
versammlung in Frauenfeld figurierte, war Herr 
Jäggi Referent. Er trat mit Energie und Wärme 
für die Genehmigung des Abkommens ein; nach 
dem Protokoll sagte er u.a. folgendes: 

«Was wollen die Gewerkschaften, die im Ge- 
werkschaftsbund organisiert sind? Sie wollen das 
Verhältnis der Arbeit zum Kapital regeln; sie streben 
nach bessern Löhnen für die Arbeiterschaft, um den 
Arbeitern die Möglichkeit zu schaffen, sich mehr 
Güter beschaffen zu können. Die Gewerkschaften 
fordern eine Verkürzung der Arbeitszeit, um die 
Arbeiter überhaupt geistig heben zu können. Es ist 
gar kein Zweifel, dass die Gewerkschaften an der 
Erziehung der Arbeiter im allgemeinen wesentlich 
mitwirken.» 

“- So sprach einer, den man als Gewerkschafts- 
gegner taxieren will. Nun wird man in Ermange- 
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lung besserer Gründe vielleicht sagen, dass seit 
1911 sieben Jahre verflossen sind und einer sein 
Urteil in dieser Zeit habe ändern können. Indessen 
muss eine solche Einwendung in sich selbst zu- 
sammenfallen, wenn man sich erinnert, dass in 
jüngster Zeit unter der Führung des Herrn Jäggi die 
Volksfürsorge ins Leben gerufen wurde und der 
Gewerkschaftsbund daran beteiligt ist. Aber noch 
bestimmter kam es auf der Genfer Delegierten- 
versammlung zum Ausdruck, dass Herr Jäggi die 
Gewerkschaften anerkennt. Er war dort wiederum 
Referent über die Frage, die durch den Antrag Biel 
auf Abschluss eines Tarifvertrages zwischen Ge- 
nossenschaften und Gewerkschaften für die ganze 
Schweiz aufgeworien wurde. Nach dem Protokoll 
erklärte Herr Jäggi: 


«Wir halten eine solche Abmachung für not- 
wendig, denn sie ist zweckmässig. Viele Kleinlich- 
keiten der lokalen Verhandlungen müssten schwinden 
und das ganze Problem könnte grosszügiger auf- 
gefasst werden.» 

Und derjenige, der so entschieden für das Tarif- 
vertragswesen sprach, soll «strenge Vertragsabsti- 
nenz» üben?! Es ist sehr zu bedauern, dass durch 
derartige Unterschiebungen und Verdrehungen das 
Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Genossen- 
schaften, das sowohl Herr Jäggi wie die andern 
Mitglieder der Verwaltungskommission je und je 
zu fördern bestrebt waren, vergiftet wird. Kann die 
Leitung des V.S.K. auch nicht zu allem Ja und 
Amen sagen, was ihr von gewerkschaftlicher Seite 
zugemutet wird, so geht es doch gegen die Wahr- 
heit, der Verwaltungskommission oder einzelnen 
Mitgliedern derselben Gewerkschaftsfeindlichkeit 
vorzuwerfen. Es läge gerade im Interesse der Ge- 
werkschaftsbewegung, wenn solche Verdächtigungen 
unterblieben, damit die wirklichen Gewerkschafts- 
gegner daraus nicht Kapital schlagen können. 


(Korr.). In 
Nummer 32 des «Schweiz. Konsum-Verein» haben 
wir zusammenfassend berichtet über die wieder- 
holten Anstrengungen des Kreisvorstandes IXb in 


Aus dem Kreis IX b, Graubünden. 


Sachen Kontingentierung der graubündnerischen 
Konsumvereine mit Monopolwaren und Einführung 
eines wirksamen Kontrollsystems, sowie über die 
Vorarbeiten der vorberatenden Kommission. Diese 
annähernd ein Jahr dauernde Bewegung der bünd- 
nerischen Konsumvereine, während welcher der 
Kreisvorstand beharrlich auf seinen anfänglich ge- 
stellten Begehren bestand, hat nun insoweit ihren be- 
friedigenden Abschluss gefunden, als die Regierung 
im Sinne der Anträge der vorberatenden Kommis- 
sion, welche sich im Prinzip mit den Begehren der 
Konsumvereine decken, definitiv Beschluss gefasst 
hat. Die formulierten Beschlüsse der Regierung 
lauten wie folgt: 


1. Anstelle des bisherigen Lebensmittelkontroll- 
büchleins tritt mit dem 1. September 1918 das 
Markensystem in Kraft. Bei sämtlichen Lebens- 
mittelhandiungen des Kantons findet am 20. August 
eine Bestandesaufmahme der Monopolwaren statt mit 
nachheriger Handelssperre für den Monat August. 

2. Die Rationierung der Lebensmittelhandlungen 
für den Monat September 1918 hat auf der Grundlage 
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der bisherigen Zuteilungen zu erfolgen, mit der Ein- 
schränkung jedoch, dass die Ergebnisse der Be- 
standesaufnahme vorhandener Vorräte als Orien- 
tierung und Wegleitung für eine möglichst gerechte 
Zuteilung zu dienen haben. Ein Ausgleich naclı 
Massgabe des ausgewiesenen Bedarfs durch Ge- 
währung von Nachlieferungen innert den Grenzen 
der vorhandenen Warenbestände ist statthaft. 

3. Zur erstmaligen Durchführung der Waren- 
verteilung auf Grund des neuen Rationierungs- und 
Verteilungssystems wird eine Kommission ein- 
gesetzt, bestehend aus den Herren Hauptmann Vieli- 
Weinzapf, Kaufmann, Chur; Grossrat Simmen, Zug- 
führer, Chur, und Wyss, Beamter der kantonalen 
Lebensmittelzentrale, Chur. Allfällige Streitiragen 
sind dem kantonalen Amte für Kriegsmassnahmen, 
eventuell zuhanden der Regierung, zur Entscheidung 
zu unterbreiten. 

4. Das Amt für Kriegsmassnahmen wird er- 
mächtigt, diese Kommission auch zur Entscheidung 
weiterer Verteilungsfragen für Lebensmittel in 
Anspruch zu nehmen und die bestehende Spezial- 
kommission vom 3. und 13. August nach Bedürfnis 
einzuberufen. 

5. Das vorgeschlagene Rationierungs- und 
Kontrollsystem für die Grossbetriebe (Anstalten, 
Spitäler, Hotels, Kostgebereien etc.) wird gut- 
geheissen. 

So die Beschlüsse der Regierung, die, wie bereits 
erwähnt, den seit Jahresfrist mit allem Nachdruck 
verfochtenen Postulaten der graubündnerischen Kon- 
sumvereine grundsätzlich Rechnung tragen. Es wird 
sich nun bald zeigen, was die praktische Auswirkung 
des neuen Kontroll- und Verteilungssystems auf den 
Verkehr mit Monopolwaren für einen Einfluss hat. 
Soviel dürfte mit Sicherheit zu erwarten sein, dass 
eine gleichmässigere und gerechtere Zuteilung der 
Monopolwaren, d. h. eine Zuteilung nach dem effek- 
tiven Bedarf bezw. Verbrauch an alle Lebensmittel- 
handlungen eintreten wird und dadurch die fort- 
währenden begründeten Klagen der Konsumvereine 
betreffend die nachgewiesene Benachteiligung ver- 
stummen werden. 


Biasca. Schmerzerfüllt setzen wir unsere Mitglieder davon 
in Kenntnis, dass unser verehrter Präsident Herr Armin Boss- 
hardt am 28. August ganz unverhofft infolge eines Herzschlages 
ins Jenseits abberufen worden ist. Wir werden unserm ver- 
dienten Kollegen ein gutes Andenken bewahren. 


Der Genossenschaftsrat. 


Bulle. Der Verbandsverein in Bulle erzielte im Jahre 1917 
einen Umsatz von Fr. 453.549.20, Fr. 70,779.75 mehr als im Vor- 
jahre. Die Mitgliederzahl stieg von 505 auf 520. Die Eintritte 
belaufen sich auf 66, die Austritte auf 51. Vom Umsatz ent- 
fallen Fr. 181,443.60 auf Spezereiwaren, Fr. 88,159.55 (125,543 kg) 
auf Brot, Fr. 20,422.50 auf Wein (21,511 Liter), Fr. 3008.30 (312 
Paare) auf Schuhe, Fr. 26,516.05 auf Manufaktur- und Mer- 
ceriewaren, Fr. 10,907.15 auf Migrosverkäufe, Fr. 28,476.30 auf 
Verkäufe ab Bahnhof, Fr. 68,496.70 auf Verkäufe der Molkerei 
und Fr. 26,119.05 auf Verkäufe der Schlächterei. Die Schläch- 
terei wurde am 31. März infolge ungenügender Rendite an einen 
Privaten abgetreten. Der Reinüberschuss beziffert sich auf 
Fr. 32,082.90. Fr. 3700,— werden auf Mobilien abgeschrieben, 
Fr. 6500.— dem ordentlichen Reservefonds, Fr. 1000.— der 
Molkereireserve und Fr. 500.— dem Hilfsfonds zugewiesen, 
Fr. 14,524.55 (8% von Fr. 181,557.—) auf allgemeine Waren, 
Fr. 3486.65 (6% von Fr. 58,111.—) auf Brot und Fr. 800.— 
(Fr. 2.— auf den agesliter) auf Milch rückerstattet, Fr. 500.— 
vergabt, Fr, 1020.— an Aufsichtsrat, Rechnungsrevisoren und 
Personal als Gratifikation ausgerichtet und Fr. 51.70 auf neue 
Rechnung vorgetragen. Der Reservefonds beläuft sich nun auf 
Fr. 19,900,—, die Molkereireserve auf Fr. 2000.— und der Hilfs- 
fonds auf Fr. 800.—. 


Disentis. Die Allgemeine Konsumgenossenschaft Disentis 
hat am 31. Dezember ihr zweites Rechnungsjahr abgeschlossen. 
Die Mitgliederzahl ist im Verlaufe dieses Jahres von 85 auf 122 
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angewachsen. Es erfolgten 42 Ein- und 5 Austritte. Der Um- 
satz belief sich auf Fr. 88,750.—, währenddem er im ersten 


Jahre, das nur 6% Monate umfasst hatte, Fr. 31,400.— betragen 
hatte, Im Durchschnitt entfällt auf ein Mitglied ein Bezug von 
Fr. 578.—. Die Betriebsrechnung weist einen Rohüberschuss 
von Fr. 10,719.39, Unkosten im Betrage von Fr. 4897.10 und 
einen Reinüberschuss von Fr. 5822.29 auf. Die Rückvergütungen 
an die Mitglieder belaufen sich auf Fr. 3780.— (6%), Fr. 1400.— 
werden dem Reservefonds zugewiesen, Fr. 30,— der Kontroll- 
kommission ausgerichtet und Fr. 612.29 der Generalversamm- 
lung zur Verfügung gestellt. Der Reservefonds erreicht nun 
eine Höhe von Fr. 1700.—. An Anteilscheinen haben die Mit- 
glieder Fr. 3960.—, an Obligationen Fr. 11,200.— übernommen. 
Für Steuern sind Fr. 300.— zurückgestellt. Der Kassensaldo 
beläuft sich auf Fr. 1297.19, der Warenvorrat auf Fr. 14,880.—, 
ein Kontokorrentguthaben auf Fr. 4816.05, das Mobiliar auf 
Fr. 1.—, die Anteilscheine beim V.S.K. auf Fr. 600.—. Die Ge- 
nossenschaft steht somit schon nach dieser kurzen Tätigkeit 
sehr gut. 


Escholzmatt. Grössere Fortschritte als die Gründer wohl 
erwarteten, hat die Konsumgenossenschait Escholzmatt in den 
vier Jahren, die sie nun hinter sich hat, erzielt. Der Umsatz 
stieg von Fr. 20,615.20 im ersten auf Fr. 56,429.35 im zweiten, 
Fr. 92,005.70 im dritten und Fr. 127,385.50 im vierten Rech- 
nungsjahre. Die Mitgliederzahl betrug 92 am Anfang und 117 
am Schlusse des Jahres. Bis am 7. Januar 1918 stieg sie um 
weitere 11 auf 128. Die Bilanz weist folgende Posten auf: 
Warenvorräte Fr. 41,137.27, Kassensaldo Fr. 1870.87, Wert- 
schriften Fr. 800.—, Postscheckguthaben Fr. 83.72, Mobilien 
Fr. 277.95, Warenschulden Fr. 12,308.17, Anteilscheine Franken 
5059.50, Anleihen Fr. 20,940.—, Reservefonds Fr. 1305.88, Rein- 
überschuss Fr. 4556.26. Aus dem Reinüberschuss erhalten die 
Mitglieder voraussichtlich eine Rückvergütung von 5%. 


Neuhaus-Eschenbach. Die Ablage Neuhaus lieferte im 
Rechnungsiahr 1917 Fr. 52,886.49, die Ablage Eschenbach Fran- 
ken 53,076.69 ab. Die Mitgliederzahl stieg von 114 auf 140. 
35 Eintritten stehen 9 Austritte gegenüber. Aus dem Reinüber- 
schuss in der Höhe von Fr. 6877.27 fliessen Fr. 1336.68 dem 
Reservefonds zu, Fr. 5540.59 erhalten die Mitglieder (8% von 
Fr. 69,257.38). Der Reserveionds steigt durch die Einlage aus 
dem Reinüberschuss auf Fr. 5592.55 an. Weitere Betriebs- 
mittel sind der Aktivsaldo des Verkaufslokals II (Fr. 663.76), die 
Kontokorrentschulden (Fr. 2792.—), die Anteilscheine (Franken 
2825.—), die Obligationen (Fr. 750.—), die Mitgliederguthaben 
(Fr. 9873.19) und die auigerechneten Zinsen (Fr. 465.—). Die 
Aktiven setzen sich zusammen aus dem Kassensaldo (Franken 
140.35), den Warenvorräten (Fr. 21,463.—), dem Passivsaldo 
des Verkaufslokals I (Fr. 237.89), den Mobilien (Fr. 850.—), den 
Wertschriften (Fr. 2200,—) und den Kontokorrentguthaben 
(Fr. 3611.15). 


Novaggio. Der Umsatz belief sich im Jahre 1917 auf 
Fr. 131,407.85, Fr. 48,346.65 mehr als im Vorjahre. Vom Um- 
satz pro 1917 entfallen auf den Hauptladen in Novaggio Franken 
84,688.54 und auf die Ablagen in Miglieglia und Banco Franken 
29,091.82 bezw. Fr. 17,627.49. Die Mitgliederzahl nahm um 35 
zu und betrug am Schlusse des Jahres 274. Der Reinüber- 
schuss beziffert sich auf Fr. 6712.88. Davon erhalten die Mit- 
glieder Fr. 5044.50 (5% von Fr. 100,890.—), Fr. 1600.— fliessen 
dem Reservefonds zu und Fr. 68.38 werden auf, neue Rechnung 
vorgetragen. Das Mobiliar wurde vor Ermittlung des Rein- 
überschusses um Fr. 1338.76 auf Fr. 1.— abgeschrieben. Die 
Betriebsmittel setzen sich zusammen aus den Obligationen von 
Fr. 3980.—, den Eintrittsgeldern von Fr. 822.—, den Mitglieder- 
guthaben von Fr. 5367.33, dem Reservefonds von Fr. 3567.30, 
den Warenschulden von Fr. 6704.35, der Kontokorrentschuld an 
den V.S.K. von Fr. 1409,50 und den Anleihen von Fr. 3115.—. 
Sie sind angelegt in der Barschaft (Fr. 939.03), dem Postscheck- 
guthaben (Fr. 2436.66), den Wertschriften (Fr. 520.—), den Mo- 
bilien (Fr. 1.—) und den Warenvorräten (Fr. 26,181.67). 


Lebensmittelpreisstatistik. Der vorliegenden Nummer des 
„Schweiz. Konsum-Verein“ werden die „Detailpreise der 
schweiz. Konsumvereine am 1. Juni 1918“ beigegeben. 


‚Wegen Raummangel ‚müssen einige Beiträge, darunter ein 
Artikel über das Vereinsjubiläum des Konsumvereins Herisau, 
für die nächste Nummer zurückgelegt werden. 


Redaktionsschluss: 29. August 


Druckarbeiten | 


NN 


für die Verbandsvereine 


wie: 


Anteilscheine, Obligationen 
Formulare jeder Art i 
Briefbogen, Kuvert Ä 
Einkaufsbüchlein i 
: Jahresberichte 
Reglemente 
Statuten 
etc. 


liefert prompt in guter Ausführung die 


| Buchdruckerei | 
V.S.K. 


Bankabteilun 
des V.S.R. 


Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


Kontokorrenti-Rechnung 


; von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
!  Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 
berechnung, zu 


Die Verzinsung der Ein- 
lagen beginnt mit dem auf 
F A?/a %n die Einzahlung folgenden 
Werktag und endigt am 
Tage vor derRückzahlung 


in Depositen-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 


5" 


gegen Obligationen 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 

Drittpersonen, je nach Wunsch, auf den Namen oder 

Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf Jahre 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu 


5% 
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